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Stadt Norderney                                                                 26548 Norderney, den 23.08.2009 
Der Bürgermeister 
-           FB III      - 
 
 
 
 
Vermerk  
Aspekte der Zweitwohnungsproblematik 
 
 
Das Thema „Zweitwohnungen“ wird in Regionen mit Fremdenverkehrsfunktion seit langer 
Zeit diskutiert. Im Sinne der Belebung der Fremdenverkehrsinfrastruktur wurden Zweitwoh-
nungsanlagen zunächst positiv gewertet. Mit der sprunghaften Zunahme dieser speziellen 
Wohnform Ende der 60er Jahre wurden Einflüsse auf die gewachsene städtebauliche und so-
zial-ökonomische Struktur wahrgenommen. So auch hier auf der Insel. Veränderungen im 
Stadtbild, insbesondere wenn sie mit einem Wechsel im Eigentum einhergehen, stehen seit 
dem in der Kritik. 
Auf Norderney wird die Debatte seit jeher teils sehr emotional geführt.  
Hier soll einmal der Versuch unternommen werden, das Phänomen nüchtern, analytisch anzu-
gehen und dabei die vielfältige Wechselwirkungen und Zusammenhänge aufzuzeigen. 
 
ASPEKTE  
1.  Wohnraumkapazität 
Die pauschale Behauptung, dass die Bildung von Zweitwohnungsanlagen Wohnraum für Nor-
derneyer vernichte, kann man nicht einfach unwidersprochen stehen lassen. Auf Norderney 
herrscht zwar kein Überfluss an Wohnraum, jedoch ebenfalls kein Mangel. Gesucht wird re-
gelmäßig günstiger, passender Wohnraum. Allein die WGN als größter Wohnungseigentümer 
hält ständig ca. 650 Mietwohnungen vor, also Wohnraum für ca. 1.500 Norderneyer. Die An-
zahl der Mietwohnungen auf dem privaten Wohnungsmarkt sowie der Anteil an selbst genutz-
tem Wohneigentum kann nur geschätzt werden. Der Wohnbedarf für die seit Jahrzehnten rela-
tiv konstante Einwohnerzahl von etwa 6.000 Norderneyern wird jedoch grundsätzlich abge-
deckt. 
 
Die Besonderheit der Abwanderung von Insulanern lässt sich im Wesentlichen mit den beiden 
Ursachen der eingeschränkten Ausbildungs- und Berufschancen und den höheren Lebenshal-
tungskosten auf der Insel erklären. Dem höheren Aufwand für die Lebenshaltung steht über-
wiegend kein entsprechend höheres Einkommen gegenüber.  
Zu den Lebenshaltungskosten zählen neben der allgemeinen Versorgung auch die Kosten für 
Miete bzw. Wohneigentum. Im Vergleich zum näheren Festland (z.B. Stadt Norden) liegen 
die Kosten für Mietwohnraum auf Norderney (Gebäudealter bis 2000) um ca. 25 – 50 % höher 
(Mietwerttabelle Finanzamt Norden 2003).  
 
Aufgrund seiner Ausrichtung als Tourismusort kann auf Norderney kein Wohnraumüber-
schuss entstehen. Solange sich durch Beherbergung höhere Erträge erzielen lassen als durch 
Dauervermietung wird jede potentielle Mietwohnung – wenn gewollt – zur Gästebeherber-
gung genutzt. Den denkbaren, möglichen Regulator – die Mietpreise der WGN zu erhöhen – 
kann keiner wollen. 
Neuer Wohnraum entsteht fast ausschließlich als Zweitwohnung, weil hier eine – bislang im-
mer noch unbefriedigte – Nachfrage besteht. Würde eine ebensolche Nachfrage an Mietwohn-
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raum bestehen, würde der Markt diese umgehend zu befriedigen versuchen, sofern dies positi-
ve wirtschaftliche Aspekte hätte. 
 
Es ist weiter zu beobachten, dass in den so genannten „Zweitwohnungsanlagen“ auch mehr 
und mehr Norderneyer wohnen. Das wirtschaftliche Bestreben zu einer höheren Ausnutzung 
von Grundstücken zu kommen, bedeutet immer ein Mehr an Wohnraum (nicht unbedingt an 
Betten) – mit einem entsprechenden Anteil an Wohnraum für Norderneyer (Miete oder Eigen-
tum). Der Wunsch zu einem klassischen Einfamilienhaus zu kommen – ein Lebensziel vieler 
Deutscher – wird sich in Zukunft jedoch auf Norderney nur für die wenigsten umsetzen las-
sen; egal ob Norderneyer oder Ortsfremde. Die Wohnungsbauprojekte der städtischen Gesell-
schaften bieten Insulanern noch am ehesten die Chance hierzu. Voraussetzung ist dafür, dass 
die Gesellschaften die Marktmechanismen nutzen können, um überhaupt zu differenzierten, 
inselbezogenen Angeboten zu kommen. 
 
Norderney unterscheidet sich in Bezug auf die Nutzung von Wohnraum – bis auf die Vorhal-
tung eines relativ großen Anteils an Mietwohnungen – in alledem in keiner Weise von ande-
ren attraktiven touristischen Destinationen im In- und Ausland. 
 
2. Verödung von Stadtteilen 
 
Stadtbild 
Der Anblick monatelang heruntergelassener Rollläden über gesamte Hausfassaden gehört zu 
den weniger schönen Seiten Norderneys. Die äußeren Zeichen des Saisonendes rühren jedoch 
nur zum Teil von verlassenen Zweitwohnungen her. Rollläden erfreuen sich heute leider bei 
vielen Hausbesitzern großen Zuspruchs, wenngleich eine positive energetische Wirkung von 
solchen Anlagen fraglich ist. 
Auf Norderney werden derzeit ca. 1.500 Zweitwohnungen steuerlich veranlagt. Hingegen 
werden um die 5.000 Ferienhäuser mit Ferienappartements und –zimmern betrieben. Unter-
stellt man eine etwa gleichartige Belegung heißt dies, dass etwa 75 % der „verwaisten“ Quar-
tiere aus nicht vermieteten Beherbergungsstätten herrühren. 
 
Das saisonale An- und Abschwellen von Bevölkerungszahlen und die damit einhergehende 
„Verödung“ in der Outsaison ist eine systemimmanente Erscheinung in Orten mit Fremden-
verkehrsfunktion. Leerstehende Zweitwohnungen sind jedoch nur ein Teil der Problematik. 
In früheren Jahren machten sich das Saisonende, aber auch der Saisonbeginn durch eine mehr 
oder minder abrupte und drastische Veränderung im Straßenbild bemerkbar. Diese Effekte 
bestimmen auch heute das Bild. Durch die permanente Ausdehnung der Saison werden die 
Phasen „Insulaner unter sich“ nur kürzer. Dazu tragen z.B. attraktive Angebote und Bemü-
hungen der öffentlichen Hand und der Tourismuswirtschaft zum Besuch Norderneys auch im 
Herbst und Winter als Urlaubsziel bei. Von daher lässt sich der Begriff der Verödung von 
Ortsbereichen nicht mehr in gleicher Weise einbringen, wie das noch vor 20 Jahren der Fall 
war. Eher kann man vielleicht darüber nachdenken, ob nicht gerade die „echte Outsaison“ 
auch ihren besonderen touristischen Reiz hat. 
 
Dem Synonym „Rollläden“ als dem Inbegriff der Stadtbildverödung könnte durch ein Verbot 
in der in Überarbeitung befindlichen Gestaltungssatzung begegnet werden. Die Regelung 
könnte z.B. so lauten, dass Rollläden an den den Erschließungsstraßen zugewandten Gebäu-
deseiten nicht zulässig sind. Klar ist, dass diese Vorgabe zukünftig dann auch konsequent bei 
allen Bauwerken zu berücksichtigen ist. 
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Sozialraum Stadt 
Stadt ist ein Sozialraum: Menschen leben nach bestimmten Regeln auf engem Raum zusam-
men. Die Nähe bedeutet Gemeinschaft, Geborgenheit, Sicherheit, aber auch Kontrolle, Inter-
aktion und Konflikt. Das Verwaisen von ganzen Straßenzügen über einen längeren Zeitraum 
von Wochen oder Monaten nimmt dem Stadtraum die soziale Funktion. 
 
Wie oben ausgeführt, wird es das Thema der temporären, saisonalen Bevölkerungsschwan-
kung immer geben.   
Die gewünschte wahrnehmbare Aktivität von Menschen im öffentlichen Raum als Zeichen 
urbanen Lebens lässt sich vor allem dort finden und erhalten, wo die verschiedenen Ansprü-
che und Bedürfnisse z.B. für die Befriedigung des täglichen Lebensbedarfs zusammenfinden. 
Also das, was auch bis heute den Charakter Norderneys ausmacht, nämlich die so genannte 
Gemengelage mit Wohnen und Gewerbe.  
Solche Nutzungsstrukturen ließen sich – sofern überhaupt notwendig – planerisch in Bebau-
ungsplänen begleiten. Basis könnte die vorgedachte Dreigliedrigkeit künftiger Sondergebiete 
(§ 11 BauNVO) im Flächenutzungsplan sein, hier mit der „Geschäfts- und Unterhaltungszo-
ne“. 
 
Die drei Sondergebiete unterschiedlichen Charakters: 
• Kurzone (zentraler Bereich der touristischen Infrastruktur = z.B. Kurplatz und Umge-

bung), 
• Geschäfts- und Unterhaltungszone (Gemengelage = z.B. Strand-, Post-, Jann-Berghaus-, 

Friedrich- und Winterstraße) und 
• Kurwohnzone (Wohnen in all seinen Formen). 
 
Komplizierter wird es mit dem, was sonst bleibt, der so bezeichneten „Kurwohnzone“. Dabei 
handelt es sich um den bekannten Wohnmix von Einheimischen, Zweitwohnenden, Gästen 
usw. Diese bestehenden Gebiete lassen sich nur sehr beschränkt im Sinne der Schaffung ge-
wünschter urbaner Qualitäten lenken und entwickeln. Schließlich muss im Rahmen der Pla-
nung dem Gleichbehandlungsgrundsatz Rechnung getragen werden. Sonst in einem solchen 
Gebiet grundsätzlich zulässige Nutzungen können nicht neu von Grund auf ausgeschlossen 
werden. Ebenso wenig macht es Sinn, solchen Wohnlagen „urbane Lebendigkeit“ verordnen 
zu wollen. Die Gebiete erfüllen – so wie sie sind – ihre städtebauliche Funktion. 
 
Im Ergebnis konzentriert sich städtebauliche Entwicklung und Begleitung dann besser auf den 
inselprägenden Bereich der „Geschäfts- und Unterhaltungszone“. Während es in bebauten 
Ortslagen der „Kurwohnzone“ zur Beeinflussung des Maßes der Bebauung keiner Bauleitpla-
nung bedarf, ist diese jedoch in den baulich anders strukturierten Ortsrandbereichen wie z.B. 
der Siedlung Nordhelm mit überwiegend offener Bauweise angesagt. Dabei geht es aber mehr 
darum, einen Rahmen zu finden, zu beschreiben und ihn nicht zu sprengen. 
 
Die Entwicklung und Ausdehnung monofunktionaler Bereiche wie z.B. Viktoria- oder Ems-
straße sollte nach Möglichkeit blockiert werden. 
 
3.  Infrastruktur 
Die umfangreiche Infrastruktur wird vorgehalten, um der maximalen Nachfrage im Sommer 
gerecht werden zu können. Entsprechend überdimensioniert erscheinen die Aufwendungen im 
Winter. Klassische Feriengäste beteiligen sich indirekt über die Kurabgaben bzw. ihre Kauf-
kraft an den öffentlichen Vorhaltungen. Zweitwohnungsinhaber tragen darüber hinaus über 
die Zweitwohnungssteuer diese Lasten. 
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Der ausgeglichene städtische Haushalt bzw. die Wirtschaftspläne der städtischen Gesellschaf-
ten zeigen, dass die Rechnung im Ergebnis aufgeht. Den höheren touristischen, saisonalen 
Aufwendungen stehen entsprechende Einnahmen entgegen. 
 
4. Immobilienmarkt 
Die These, dass der Zweitwohnungsmarkt die Immobilienpreise auf der Insel in die Höhe 
treibt, ist nicht uneingeschränkt richtig. 
Der Verkehrswert einer Immobilie wird grundsätzlich zuerst anhand von Vergleichswerten in 
der Vergangenheit durchgeführter Verkäufe ermittelt. Im Vergleichswert eingeflossen ist der 
Ansatz für einen Ertragswert. Die im Vergleich zu den Preisen auf dem Festland höheren Im-
mobilienpreise sind durch den besonderen Lagevorteil, die eingeschränkte Verfügbarkeit von 
Bauland und die höheren Baupreise begründet. 
 
Im Klartext heißt dies: Grundsätzlich ist Wohneigentum auf Norderney teuer, aber gerade 
auch deshalb, weil es diesen Wert auch besitzt!  
 
Für Immobilien können hier hohe Preise erzielt werden. Das ist bei vergleichbaren Bedingun-
gen in besonderen Wohnlagen anderswo auch der Fall. Unsere Besonderheit ist die Insellage. 
Ein Angebot „weniger teurer“ Wohnlagen ist kaum vorhanden und bei realistischer Betrach-
tung des Marktes auch nicht zu erwarten. Ein Ausweichen auf weniger exklusive Lagen be-
deutet zumeist ein Abwandern aufs Festland. Für junge Insulaner stellt sich daher u.U. die 
Frage nach einer Zukunftsperspektive auf der Insel. 
 
Das hohe Preisniveau eröffnet je nach persönlichem Standpunkt verschiedene Sichtweisen: 
Für den – beruflich oder privat – an die Insel gebundenen Eigentumssuchenden ist der Neuer-
werb einer Immobilie meist unerschwinglich, da dass Einkommensniveau in der Regel nicht 
dem des Immobilienmarktes (bzw. der allgemeinen Lebenshaltung) angepasst ist. 
Der Haus- oder Wohnungsbesitzer jedoch hat u.U. enorme Aufwendungen für Eigentum be-
trieben, das einen entsprechenden Wert besitzt. Eine planerische oder sonstige Entwertung 
seines Eigentums muss nicht unbedingt Schadensersatzforderungen nach sich ziehen. Eine 
etwaige planerische Vernichtung von Werten würde jedoch zwangsläufig einen Vertrauens-
schaden mit sich bringen. 
 
Dies heißt nicht, dass die Immobilienwirtschaft allein den Gesetzen des Marktes überlassen 
werden sollte. Eine überlegte, ausgewogene politische Positionierung zu Eingriffsmöglichkei-
ten, Restriktionen etc. ist erforderlich. Überzogene planerische Einschränkung und Begren-
zung würde jedoch zwangsläufig zu mehr Exklusivität, zu höheren Preisen und weniger po-
tentiellem Wohnraum für Norderneyer führen. 
 
5. Tourismus 
Norderney lebt von seinen Gästen. Grundsätzlich ist die Bereitschaft Geld auszugeben im 
Urlaub größer als im Alltag: Bewirten lassen, Konsum, Wellness, gehören zum Urlaubspro-
gramm – sowohl für „Feriengäste“ als auch für „Zweitwohnungsbesitzer“. Der Unterschied 
mag sein, dass der Wohnungsbesitzer kein Geld für die Übernachtung ausgibt, gleichwohl 
jedoch in den meisten Fällen die größere Kaufkraft als der durchschnittliche Familienurlauber 
besitzt. 
Es ließe sich weiter die Frage stellen, wo der „Zweitwohnungseigentümer“ seinen Urlaub 
verbringen würde, könnte er auf Norderney kein Eigentum besitzen. 
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6. Steuerpflicht 
Auf Norderney sind ca. 1.500 Zweitwohnungen steuerpflichtig. Mit einem Aufkommen von 
derzeit rd. 700.000 € stellt die Zweitwohnungssteuer die zweitgrößte Einnahme im Verwal-
tungshaushalt der Stadt dar. Nach der erfolgten Änderung der Zweitwohnungssteuersatzung 
wird mit einem Steueraufkommen bis gegen 850.000 € gerechnet. Steuerpflichtig ist grund-
sätzlich jeder, der eine Wohnung als Zweitwohnung für sich oder seine Verwandtschaft zur 
Verfügung hat, gleich, ob noch weitere Vermietung stattfindet. 
Sollte zukünftig das planerische Hauptaugenmerk darauf gerichtet werden, zuvorderst nur 
noch Beherbergungsbetriebe (mit Ferienappartements) zuzulassen, dürfte dies auf Sicht zu 
einer signifikanten Senkung des Aufkommens an Zweitwohnungssteuer führen. Anteilserwer-
ber würden von vornherein auf die Schiene Kapitalanlage geschoben und damit für die 
Zweitwohnungssteuer ausfallen. 
 
Beherbergungsbetriebe über acht Betten müssen gewerberechtlich angemeldet werden. Eine 
gaststättenrechtliche Konzession benötigen sie heute nicht mehr. 
Selbst im Falle einer Gewerbeanmeldung ließe sich aufgrund der Steuerfreibeträge (24.500 €) 
für eine einzelne durchschnittliche Wohnung mit 50 m² Größe keine Gewerbesteuereinnahme 
und damit einen zumindest teilweisen Mittelzuschuss direkt an die Stadt generieren. 
Einnahmen aus Vermietung und Verpachtung sind Gegenstand der Einkommensteuererklä-
rung. Unabhängig von Freibeträgen wird die Einkommensteuer über einen Länderschlüssel an 
die Kommunen verteilt. Aufgrund der heutigen Verteilungsmaßstäbe erreichen Norderney aus 
diesem Aufkommen keine Gelder. 
 
Rd. 500 Wohneinheiten werden als reine Kapitalanlage geführt, von denen die Insel keinen 
unmittelbaren Nutzen zieht. 
 
7. Überfremdung 
Das Schlagwort „Ausverkauf der Insel“ spricht vielleicht den Kern der Zweitwohnungsdebatte 
am ehesten an. Der Insulaner fühlt sich durch Investoren und Käufer vom Festland mehr und 
mehr verdrängt und seiner eigenen Insel beraubt. 
Wenngleich sich die beschriebenen Veränderungen im Rahmen der allgemeinen Entwicklung 
vollziehen, sind dieser Aspekt, diese Sichtweise emotionaler Natur. Dennoch sind sie vor dem 
Hintergrund einer funktionierenden Inselgemeinschaft von Bedeutung. 
Das besondere soziale Thema der „Entwurzelung“ wird im Aufsatz „Wohn-Zukunft Einhei-
mischer, Das Beispiel der Ostfriesischen Insel Juist“ analytisch dargestellt (s. Anlage). 
Prof. Hasse stellt hier nachvollziehbar das gesellschaftliche Phänomen dar. Die Interpretation 
von Zahlenwerten enthält teils Fehler, die Lösungsansätze sind keine wirkliche Alternative. 
 
LÖSUNGEN ? 
Bauplanungsrecht - Eigentumsrecht 
Es ist festgestellt, dass sich planungsrechtlich „Dauerwohnen“ nicht von „Zweitwohnen“ un-
terscheiden lässt, wohl aber „Wohnen“ von „Beherbergung“ (s. VM vom 20.07.2009). Weiter 
ließe sich die Anzahl von „Wohnungen“ beschränken. 
Um eine Unterscheidung zwischen „Wohnungen“ und „Ferienwohnungen“ (Bestandteil der 
Beherbergung) zu gewährleisten, wird im Folgenden der Begriff „Ferienappartements“ für 
„Ferienwohnungen“ verwandt. Denn diese fallen nicht unter Wohnungen. 
 
Die Beschränkung der Anzahl an Wohnungen kann in bestimmten Fällen die Bildung von 
Wohnraum für Norderneyer sogar verhindern.  
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Die Festsetzung „Beherbergung“ wird Zweitwohnungseigentümer in Richtung einer Kapital-
anlage drängen und damit aus der Zweitwohnungssteuerpflicht entlassen. In den meisten Fäl-
len führt dies nicht zu einer Gewerbesteuerpflicht, schon gar nicht zu einer Verringerung der 
Anzahl der faktischen Zweitwohnungen.  
Beherbergung nunmehr nicht oder äußerst restriktiv zuzulassen, würde einer Vielzahl Norder-
neyern Einkommen oder Zubrot nehmen. Die einzige Möglichkeit, nämlich durch die Teil-
nahme am touristischen Markt die ökonomische Ausstattung zu erwirtschaften, die die Grund-
stückserhaltung des Einheimischen auch für die Zukunft eröffnet, würde genommen. Zu be-
rücksichtigen ist immer auch der umgebende Bestand (Art und Maß) in Baugebieten, also die 
Gleichbehandlung. 
 
Solange es nicht die Möglichkeit gibt, zwischen „Wohnen für Norderneyer“ und „Wohnen für 
Festländer“ zu unterscheiden, kann das Phänomen „Zweitwohnen“ planerisch nicht gesteuert 
werden. 
Da das Planungsrecht keine Beziehung zum Eigentumsrecht – außer über die Paragrafen zur 
Enteignung etc. –  herstellt, muss einfach zur Kenntnis genommen und akzeptiert werden, 
dass das aktuelle Planungsrecht nicht das Werkzeug ist, um steuernd auf Eigentumsverhältnis-
se bzw. –formen einzuwirken. 
 
Der Vorschlag der FWN „Ferienzweitwohnungen“ als gewerbliches Teileigentum zuzulassen, 
würde, wie oben beschrieben, Einbußen bei der Zweitwohnungssteuer bewirken, ohne jedoch 
die gleiche Zunahme an öffentlichen Einnahmen bei der Gewerbesteuer oder bei Zuweisungen 
aus der Einkommensteuer zu generieren. 
 
In Bezug auf den planerischen Konzeptvorschlag der Verwaltung (VM 20.07.2009) müssen 
ebenfalls kritische Fragen gestellt werden: 

a) Kann aus der planmäßigen Festsetzung einer „zulässigen Anzahl an Wohnungen je 
Baugrundstück“  das Recht zur Begründung von Wohnungseigentum als Sondereigen-
tum hergeleitet werden? 
Nach Ansicht der Verwaltung müsste mit Ja geantwortet werden. Die ausdrückliche 
planerische Zulassung von Wohnungen zieht konsequenter Weise auch die Begrün-
dung entsprechender Eigentumsrechte nach sich. – Damit würde es die Stadt ermögli-
chen, erstmals seit 1987 Jahren wieder „wirkliche“ Eigentumswohnungen mit eigenem 
Grundbuchblatt bilden zu lassen. Ist das gewollt? Bei allen Zweifeln an der Wirksam-
keit des Ausschlusses der Sondereigentumsbildung nach § 22 BauGB wohl eher nicht. 
Es wäre eher sogar ein falsches Signal. 

b) Kann die Vorgabe nur zulässiger „Beherbergungsbetriebe“ nachhaltig der Bildung von 
„ Zweitwohnungen“ entgegen wirken? 
Die Bildung von gewerblichem Teileigentum oder einer wie auch immer gearteten 
Bruchteilseigentumsgemeinschaft kann nicht verhindert werden.  
Auch die Zahl von Ferienappartements kann nicht einfach festgesetzt und beschränkt 
werden. Die Menge an zu erstellenden Ferienappartements kann nur mittelbar über das 
zulässige Maß der Bebauung reglementiert werden; entweder im Bereich § 34 BauGB 
oder über BPlan. 
 

In Bezug auf die Verhinderung von Zweitwohnungen – was man auch immer darunter verste-
hen mag – bringen alle Vorschläge kein wirklich befriedigendes Ergebnis. Sie laborieren nur 
an dem Thema herum. 
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Fazit 
• Wirksame rechtliche Instrumente, insbesondere aus dem dafür eigentlich prä-

destinierten Planungsrecht, stehen der Gemeinde zur nachhaltigen Gegenwehr 
gegen den „Auskauf der Insel“ nicht zur Verfügung.  
Die Kommune kann nur beschränkt die jeweils tauglichen, baurechtlichen Mit-
tel zur Gegenwehr oder Lenkung einsetzen. 
 

• Im Interesse des Erhalts eines hohen Anteils an Insulanereigentum und Insula-
nerwohnraum gibt es als einziges probates und effektives Mittel die Möglich-
keit, dass sich die Kommune und ihre Gesellschaften nachhaltig am Grund-
stücksmarkt betätigen und dessen Chancen für die örtliche Gemeinschaft nut-
zen (Erhalt und Ausbau von bezahlbarem Mietwohnraum und Stützung von 
Angeboten für eine Baulandbereitstellung bzw. Eigentumsbildung). 
 

• Der Fortschritt der Veränderungen hängt wesentlich davon ab, wie die örtliche 
Gemeinschaft damit umgeht bzw. sich eigenverantwortlich aufstellt. 
Behalten Norderneyer Eigentum oder verkaufen sie es? 
Geben Norderneyer Norderneyern eine Chance zum Erwerb von Grund und 
Boden oder Wohneigentum? 
 
Zuvorderst sind hier nicht das Rathaus, die Verantwortung von Politik und 
Verwaltung gefragt! 

 
 
 
 
(Salverius) (Feldges) 
Bürgermeister Leiter Fachbereich III  
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